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Australien kippt CO2-Steuer

Parlament rückt von Klimapolitik ab

Canberra, 14 Juli (dpa), 14. Juli. Für Australiens Regierungschef Tony Abbott ist die Sache ganz einfach: Klimaschutz ist teuer und stört das Geschäft. 2013 versprach der konservative Politiker im Wahlkampf, die Klimaschutzmaßnahmen abzuschaffen. Diese Woche ist es soweit: Die erst 2012 eingeführte CO2-Steuer soll im Parlament gekippt werden. Eine Mehrheit ist Abbott sicher. Fachleute sind alarmiert. „Wir sind wohl das einzige Land, das bei Gesetzen gegen klimaschädliche Emissionen die Uhr zurückdreht“, kritisierte der Chef des unabhängigen Wirtschaftsforschungsinstituts Ceda, Stephen Martin. 

Australien katapultiert sich damit international ins Abseits. Auch beim G-20-Gipfeltreffen im November in Brisbane mit Bundeskanzlerin Angela Merkel will Abbott das Thema Klima allenfalls am Rande zulassen. „Ich wäre überrascht, wenn der Klimawandel dort nicht irgendwie zur Sprache käme, aber im Fokus dieses G-20-Treffens wird überwiegend die wirtschaftliche Sicherheit stehen“, sagte er. 

Seine Position: „Die CO2-Steuer belastet Haushalte, bedroht Arbeitsplätze, schadet der Wirtschaft und reduziert die Emissionen nicht wesentlich.“ 2009 bezeichnete Abbott wissenschaftliche Belege für den Klimawandel als „totalen Humbug“. Tage nach seinem Wahlsieg schaffte er die Klimakommission ab. 

Besonders die für die 350 größten Unternehmen geltende CO2-Steuer ist Abbott ein Dorn im Auge. Sie ist mit umgerechnet 16,50 Euro pro Tonne Emissionen dreimal so hoch wie derzeit der Preis in der EU, wo der Markt für Emissionszertifikate den Preis regelt. Aber einen Emissionshandel will Abbott höchstens dann einführen, wenn die wichtigsten Handelspartner es auch tun. Ihm liegt die mächtige Rohstoffindustrie am Herzen. Australien ist der weltgrößte Kohleexporteur und hat mit Rio Tinto und BHP Billiton zwei der größten Rohstoffkonzerne der Welt. Die Branche trägt nach Angaben des Verbandes der Mineralindustrie MCA 8 Prozent direkt zur Wirtschaftsleistung bei, 20 Prozent zum Investitionsvolumen und 50 Prozent zu den Exporten. Annähernd jeder zehnte der elf Millionen Arbeitsplätze im Land hänge davon ab. 

„Mit der CO2-Steuer schrumpft die Aluminium-Industrie um 60 Prozent und die Eisen- und Stahlindustrie um 20 Prozent“, warnte Abbott. „Die Kohleindustrie würde nur dank der Chinesen überleben, die dann das tun, was wir nicht mehr tun sollen: Kohle kaufen und verbrennen.“ Australien deckt 70 Prozent seines Energiebedarfs aus Kohle. Die Organisation Global Carbon Project schätzt Australiens Anteil am weltweiten Ausstoß von 35 418 Millionen Tonnen CO2 zwar nur auf rund ein Prozent. Mit seinen 23 Millionen Einwohnern lag das Land pro Kopf gemessen 2012 aber mit 16,1 Tonnen CO2-Ausstoß neben den Vereinigten Staaten an der Weltspitze, Mini- und Ölstaaten nicht eingerechnet. 

Außerhalb der Regierungspartei und der Rohstoffindustrie ist die Empörung über die Kehrtwende im Klimaschutz deshalb groß. 59 Wirtschaftswissenschaftler schrieben gerade in einem offenen Brief: „Ein gut durchdachter Mechanismus, der einen Preis und ein Limit für die Kohlendioxidverschmutzung festsetzt, ist der wirtschaftlich beste Weg, um Emissionen, die Klimawandel verursachen, zu drosseln.“ Abbotts Regierung will die Emissionen nur mit finanziellen Anreizen für Firmen reduzieren. Wie, das ist unklar. Das Ziel ist ohnehin bescheiden: bis 2020 um 5 Prozent unter das Niveau im Jahr 2000. 

Die EU reduziert die Emissionen bis 2020 um 20 Prozent unter das Niveau von 1990 und hat noch ehrgeizigere Ziele versprochen, wenn andere mitziehen. Die australische Klimawandelbehörde hat jetzt 15 Prozent Reduktion gefordert. Auch sie steht auf Abbotts Abschussliste. 

Nach Jahren deutlich schlimmerer Dürren und Überschwemmungen sind 70 Prozent der Australier in einer Umfrage des unabhängigen Klimainstituts vom Klimawandel überzeugt. 84 Prozent glauben, dass er teilweise durch menschliche Aktivitäten ausgelöst ist. Abbotts Beteuerungen, er werde sich des Problems annehmen, vertrauen nur 20 Prozent der Befragten.
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Berlin dringt auf ehrgeizige Klimaschutzzusagen

Nach einer Studie erreicht die Bundesregierung ihre eigenen Ziele aber nicht

mas. BERLIN, 14. Juli. Die Bundesregierung dringt auf ehrgeizige Zusagen von der Staatengemeinschaft, um den Klimawandel zu bremsen. „Jetzt muss die Welt Farbe bekennen“, sagte Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) mit Blick auf das für Ende 2015 geplante neue globale Abkommen. Immer wieder würden Entscheidungen verzögert. „Jede Verzögerung wird zu noch höheren Kosten führen“, warnte sie zum Auftakt des sogenannten Petersberger Klimadialogs. „Mit der Natur kann man nicht verhandeln“, mahnte Bundesumweltministerin Barbara Hendricks (SPD). „Das Zögern muss aufhören.“ Ziel der Staatengemeinschaft ist, die Erderwärmung auf höchstens 2 Grad Celsius zu begrenzen. 

Während die Bundesregierung auf internationaler Ebene mehr Ehrgeiz zum Klimaschutz fordert, veröffentlich das Bundeswirtschaftsministerium versteckt auf seiner Seite im Internet eine umfassende Studie, nach der die Ziele des offiziellen Energiekonzepts überwiegend nicht erreicht werden. Zwar werden danach die energiebedingten Treibhausgasemissionen weiter kräftig sinken, aber nicht genug. Gegenüber dem Jahr 1990, auf das sich die internationalen Zusagen beziehen, soll der Ausstoß bis zum Jahr 2020 um 36 Prozent und bis zum Jahr 2050 um gut 65 Prozent niedriger ausfallen. „Damit werden die im Energiekonzept der Bundesregierung formulierten Ziele (Absenkung bis 2020 um 40 Prozent, bis 2050 um mindestens 80 Prozent) nicht erreicht“, heißt es nüchtern im Endbericht der Studie, die die Prognos AG, das Energiewirtschaftliche Institut an der Universität zu Köln und die Gesellschaft für Wirtschaftliche Strukturforschung im Auftrag des Wirtschaftsministeriums erstellt haben. Merkel gestand auf dem Klimadialog ein, dass Deutschland noch Anstrengungen unternehmen müsse, um seine Klimaschutzziele zu erreichen. 

An dem informellen Treffen in Berlin, das vor dem nächsten Klimagipfel in Lima stattfindet, nehmen Vertreter aus rund 35 Staaten teil. Ziel des Verhandlungsmarathons ist ein Weltklimavertrag, der Ende 2015 in Paris beschlossen werden soll. Spätestens bis März 2015 sollen die Staaten ihre Minderungsziele für die Zeit nach dem Jahr 2020 übermitteln. Chinas Klimaminister Xie Zhenhua verwies auf die „historischen Verantwortlichkeiten“. Hinter dieser Formel verbirgt sich die Forderung nach schärferen Verpflichtungen für die Industrieländer. Er hoffe, im ersten Halbjahr 2015 ankündigen zu können, wie der konkrete Beitrag seines Landes aussehe, sagte Xie.

Merkel hatte den Petersberger Klimadialog nach dem im Dezember 2009 gescheiterten Kopenhagener Gipfel ins Leben gerufen. Das Ministertreffen zur Jahresmitte soll eine offene Diskussion über die angestrebten Ergebnisse der nächsten Konferenzen der Vereinten Nationen ermöglichen. Die Konferenzen finden stets unter gemeinsamem Vorsitz Deutschlands mit der kommenden Präsidentschaft des nächsten Klimagipfels statt. Die Zusammensetzung der teilnehmenden Länder variiert jedes Jahr etwas.

Die Sprecherin für Klimapolitik der Grünen-Fraktion, Annalena Baerbock, kritisierte, dass Merkel die Einladung von Generalsekretär Ban Ki-moon ausgeschlagen hat, im September zum Klimagipfel der Vereinten Nationen nach New York zu reisen. „Aus warmen Worten zum Klimaschutz müssen endlich verbindliche Kabinettsbeschlüsse und Regierungshandeln werden.“
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Australiens etwas andere Wende

Der G-20-Gastgeber schafft als erstes Industrieland eine Abgabe für Emissionen wieder ab / Von Till Fähnders

Singapur, 17. Juli. Australien gehört zu den Regionen auf der Welt, die mit den Folgen der Erderwärmung schon heute zu leben haben. Das Land erlebt regelmäßig Hitzerekorde, verheerende Waldbrände und muss dabei zusehen, wie Riffe vor seinen Küsten langsam absterben. Gleichzeitig sind die Emissionen pro Kopf in dem größten Exportland von Kohle unter den höchsten der Welt. Aus diesem Grund wollte Australien einmal einer der Vorreiter in der Klimapolitik sein. Doch am Donnerstag hat das Land einen Rückzug vollzogen, der seinesgleichen sucht. Nach zwei zunächst gescheiterten Anläufen hat der Senat schließlich zugestimmt: Die unpopuläre Kohlendioxidabgabe für Unternehmen wird abgeschafft. 

Damit hat die konservative Regierung eines ihrer Versprechen eingelöst, mit denen sie im vergangenen Jahr die Wahl gewonnen hatte. Denn was den Klimawandel angeht, gehört Ministerpräsident Tony Abbott zu den Skeptikern. Im Jahr 2009 hatte er wissenschaftliche Belege für die Erderwärmung als „totalen Humbug“ abgetan. Die von der sozialdemokratischen Vorgängerregierung erdachte Abgabe, die mehr als 350 Unternehmen mit besonders hohen Emissionen besteuerte, habe den Arbeitsmarkt beeinträchtigt, die Lebenshaltungskosten erhöht und nur wenig für den Umweltschutz geleistet, sagte Abbott am Donnerstag. Jedes Jahr habe die australische Wirtschaft wegen ihr neun Milliarden australische Dollar verloren. 

Die Entscheidung des Senats sei deshalb eine „großartige Nachricht“ für die Familien und Kleinunternehmer des Landes, sagte Abbott. Bisher geben die Unternehmen die Kosten nämlich an die Verbraucher weiter. Abbott zufolge sollen die Strom- und Gaspreise pro Haushalt aufgrund der Entscheidung nun um 550 australische Dollar im Jahr sinken. „Sie werden den Unterschied in der nächsten Stromrechnung bemerken“, kündigte der Ministerpräsident in einer Stellungnahme an. 

Allerdings ist Australien nach Angaben der Denkfabrik „Climate Institute“ nun das erste Industrieland der Welt, das einen schon „funktionierenden und wirksamen“ Kohlendioxidhandel wieder einstellt. Die Opposition und andere Kritiker sprachen von einer „Peinlichkeit“. Ihrer Meinung nach sollte Australien als Gastgeber des G-20-Gipfels im November dieses Jahres verantwortlicher handeln. Während Washington und Brüssel die australische Regierung drängen, dass der Klimaschutz auch eine größere Rolle beim G-20-Gipfel in Brisbane spielen soll, will Abbott das Thema nach eigenen Aussagen allenfalls am Rande behandeln.

Vor allem steht Australien nun vor der Klimakonferenz im kommenden Jahr in Paris nahezu ohne eigene Klimaschutzmaßnahmen da. Denn für die abgeschaffte Steuer gibt es keinen Ersatz. „Tony Abbott wirft Australien zurück, während der Rest der Welt vorangeht“, schrieben die Oppositionspolitiker Bill Shorten und Mark Butler am Donnerstag in einer Mitteilung. Dabei hat sich Australien verpflichtet, seine Emissionen bis zum Jahr 2020 um fünf Prozent unter das Niveau des Jahres 2000 zu senken, ein im internationalen Vergleich ohnehin nicht gerade ambitioniertes Ziel. Das will die Regierung nun mit Anreizen für Unternehmen zwar immer noch erreichen. 

Ob dies tatsächlich möglich sein wird, wird jedoch angezweifelt. Denn viele sehen in dem Plan nicht mehr als „ein Feigenblatt“, der zudem im Senat blockiert werden könnte. Er dürfte auf Dauer sogar teurer werden als ein Handelssystem mit Emissionszertifikaten, in das die Kohlendioxidabgabe eigentlich übergehen sollte. Auch das wird vorerst nicht gehen. Dabei haben jüngste Umfragen ergeben, dass auch in Australien die Mehrheit der Menschen von der Erderwärmung überzeugt ist und sich eine Vorreiterrolle Australiens beim Klimaschutz wünscht.
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Australiens Klimawende

Von Heike Göbel

Australiens konservative Regierung stößt Klimaschutzpolitiker vor den Kopf. Zwei Jahre nach Einführung einer Kohlendioxid-Steuer schafft sie die Zusatzlast der Industrie wieder ab. Stattdessen erwägt sie vage, Unternehmen für CO2-Einsparungen zu belohnen. Australien hat neben den Vereinigten Staaten den größten Kohlendioxid-Ausstoß pro Kopf, auch setzt es in der Energieversorgung überwiegend auf Kohle. Wie nicht anders zu erwarten, hagelt es für die verblüffende Wende des Industrielands, das man im Klimageleitzug endlich eingebunden glaubte, Kritik. Allen voran versichert EU-Klimakommissarin Hedegard, Europa lasse sich nicht vom Weg abbringen, den Ausstoß klimaschädlicher Gase durch Steuern und Zertifikate zu verteuern. Doch reicht es, den australischen Regierungschef Abbott als Klimaskeptiker in die Ecke zu stellen und „weiter so“ zu rufen? Europas Emissionshandel funktioniert nicht so gut, dass er zum Nachahmen einlädt. Und in Tat und Wahrheit nutzen europäische Regierungen ihre willkürlich festgesetzten „Ökosteuern“ – etwa auf Mineralöl oder Strom – bloß, um die Etats aufzubessern. Den Nachweis der Klimawirksamkeit bleiben sie nicht nur in Deutschland schuldig.
